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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Änderung des BND-Gesetzes zur Umsetzung der 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts sowie des 
Bundesverwaltungsgerichts

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 218. Sitzung am 25. März 2021 auf-

grund der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Inne-

res und Heimat – Drucksache 19/27811 – den von der Bundesregierung ein-

gebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des BND-Gesetzes zur Umsetzung  

der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts sowie des Bundes-

verwaltungsgerichts 

– Drucksachen 19/26103, 19/26829 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 15.04.21 

Erster Durchgang: Drs. 13/21
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1. Artikel 1 Nummer 21 wird wie folgt geändert: 

a) § 21 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht 
begründen“ durch die Wörter „Tatsachen die Annahme rechtfertigen“ ersetzt. 

bb) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Entscheidung über die Zugehörigkeit einer Person zu dem in Absatz 1 
Satz 2 genannten Personenkreis ist zu dokumentieren.“ 

b) § 31 Absatz 7 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Das Parlamentarische Kontrollgremium ist in seiner jeweils folgenden Sitzung über die 
Absichtserklärung zu unterrichten.“ 

c) Dem § 33 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 32 Absatz 2 und 4 bis 8 findet entsprechende Anwendung.“ 

d) Dem § 34 Absatz 7 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Der Bundesnachrichtendienst prüft sodann regelmäßig in Abständen von höchstens fünf 
Jahren daraufhin, ob die in Satz 1 genannten Daten allein oder zusammen mit bereits 
vorliegenden Daten für die in Absatz 1 bestimmten Zwecke weiterhin erforderlich sind. 
Soweit die personenbezogenen Daten für diese Zwecke nicht erforderlich sind, sind sie 
unverzüglich zu löschen. Die Sätze 4 bis 6 und § 27 Absatz 2 finden entsprechende 
Anwendung.“ 

e) § 35 wird wie folgt geändert:  

aa) In Absatz 2 werden die Wörter „tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen“ durch 
die Wörter „Tatsachen die Annahme rechtfertigen“ ersetzt. 

bb) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Entscheidung über die Zugehörigkeit einer Person zu dem in Absatz 1 
genannten Personenkreis ist zu dokumentieren.“ 

f) § 41 Absatz 5 Satz 5 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Entscheidungen über die Geschäftsordnung ergehen im Einvernehmen mit dem 
Parlamentarischen Kontrollgremium. Die Verfahrensordnung wird dem Parlamentarischen 
Kontrollgremium zur Kenntnisnahme übermittelt.“ 

g) § 43 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das gerichtsähnliche Kontrollorgan des Unabhängigen Kontrollrates besteht 
aus sechs Mitgliedern, die bis zu ihrer Ernennung als Mitglied beim gerichtsähnlichen 
Kontrollorgan als Richterinnen oder Richter am Bundesgerichtshof oder Richterinnen 
oder Richter am Bundesverwaltungsgericht tätig waren und in dieser Tätigkeit über 
langjährige Erfahrung verfügen.“ 

bb) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Zur Wahl als Mitglied des gerichtsähnlichen Kontrollorgans schlagen dem 
Parlamentarischen Kontrollgremium vor:  

1. die Präsidentin oder der Präsident des Bundesgerichtshofs Richterinnen oder 
Richter am Bundesgerichtshof sowie  
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2. die Präsidentin oder der Präsident des Bundesverwaltungsgerichts Richterinnen 
oder Richter am Bundesverwaltungsgericht. 

Die Vorschläge werden dem Parlamentarischen Kontrollgremium durch die 
Bundesregierung übermittelt. Die Vorgeschlagenen stellen sich dem 
Parlamentarischen Kontrollgremium vor der Wahl vor.“  

cc) Absatz 4 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

„Das Parlamentarische Kontrollgremium wählt aus den nach Absatz 3 
vorgeschlagenen Richterinnen und Richtern die Mitglieder des gerichtsähnlichen 
Kontrollorgans mit einfacher Mehrheit. Das Parlamentarische Kontrollgremium wählt 
jeweils auf Vorschlag der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums aus den gewählten Mitgliedern die Präsidentin oder den 
Präsidenten sowie aus den übrigen Mitgliedern die Vizepräsidentin oder den 
Vizepräsidenten des Unabhängigen Kontrollrates mit einfacher Mehrheit.“ 

h) § 45 wird wie folgt geändert:  

aa) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Beamten- oder“ gestrichen. 

bb) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 3 werden die Wörter „oder § 51 Absatz 1 oder Absatz 2 des 
Bundesbeamtengesetzes“ gestrichen, werden nach den Wörtern „am 
Bundesgerichtshof“ die Wörter „oder am Bundesverwaltungsgericht“ eingefügt 
und werden die Wörter „oder Beamtin oder Beamter“ gestrichen. 

bbb) In Satz 4 werden die Wörter „Richter- oder Beamtenverhältnis“ durch das Wort 
„Richterverhältnis“ ersetzt. 

ccc) In Satz 6 werden die Wörter „Richter- oder Beamtenverhältnis“ durch das Wort 
„Richterverhältnis“ ersetzt. 

i) § 49 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „richterlichen Mitglieder“ durch die Wörter 
„Mitglieder dieser Kammer“ ersetzt. 

bb) Absatz 3 wird aufgehoben. 

cc) Absatz 4 wird Absatz 3 und wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 1 werden die Wörter „und die Mehrheit richterliche Mitglieder sind“ 
gestrichen.  

bbb) Satz 5 wird aufgehoben. 

j) In § 50 Satz 3 wird die Angabe „B 4“ durch die Angabe „B 6“ ersetzt. 

k) § 55 wird wie folgt gefasst:

„§ 55 

Bericht des Unabhängigen Kontrollrates an das Parlamentarische Kontrollgremium 

(1) Der Unabhängige Kontrollrat berichtet in Abständen von höchstens sechs 
Monaten dem Parlamentarischen Kontrollgremium über seine Tätigkeit.  
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(2) Der Bericht nach Absatz 1 erfolgt nach Anhörung des Bundeskanzleramtes unter 
Beachtung des Geheimschutzes und erstreckt sich nur auf Informationen und 
Gegenstände, die der Verfügungsberechtigung des Bundesnachrichtendienstes unterliegen. 
Soweit diese nicht besteht, informiert das Bundeskanzleramt den Unabhängigen 
Kontrollrat. Auf Verlangen des Unabhängigen Kontrollrates ergreift das Bundeskanzleramt 
geeignete Maßnahmen, um das Parlamentarische Kontrollgremium über diese 
Informationen und Gegenstände unterrichten zu dürfen. Soweit dies aus Gründen des 
Wohls des Bundes oder eines Landes, insbesondere aus zwingenden Gründen des 
Nachrichtenzugangs oder aus Gründen des Schutzes von Persönlichkeitsrechten Dritter 
notwendig ist oder wenn der Kernbereich der exekutiven Eigenverantwortung betroffen 
ist, kann das Bundeskanzleramt den Bericht nach Absatz 1 ablehnen. Macht das 
Bundeskanzleramt von diesem Recht Gebrauch, so ist dies gegenüber dem Unabhängigen 
Kontrollrat zu begründen. 

(3) Der Unabhängige Kontrollrat berichtet dem Parlamentarischen Kontrollgremium 
unter Beachtung des Geheimschutzes in abstrakter Weise und nach Anhörung des 
Bundeskanzleramtes in öffentlicher Form zum Zweck der Unterrichtung des Deutschen 
Bundestages über Beanstandungen, über die das gerichtsähnliche Kontrollorgan 
entschieden hat. Das Bundeskanzleramt kann dem Bericht des Unabhängigen 
Kontrollrates eine Stellungnahme beifügen. Das Parlamentarische Kontrollgremium leitet 
den Bericht des Unabhängigen Kontrollrates in angemessener Zeit an den Deutschen 
Bundestag weiter. Das Parlamentarische Kontrollgremium kann dem Bericht des 
Unabhängigen Kontrollrates eine Bewertung nach § 10 Absatz 2 des 
Kontrollgremiumgesetzes beifügen oder den Bericht des Unabhängigen Kontrollrates dem 
Bericht über seine eigene Kontrolltätigkeit nach § 13 des Kontrollgremiumgesetzes 
beifügen.“ 

l) § 58 wird wie folgt gefasst:

„§ 58 

Austausch zwischen dem Parlamentarischen Kontrollgremium und dem Unabhängigen 
Kontrollrat; Zusammenarbeit zwischen dem Unabhängigen Kontrollrat, der G 10-
Kommission und der oder dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit 

(1) Der Unabhängige Kontrollrat kann sich regelmäßig mit dem Parlamentarischen 
Kontrollgremium unter Wahrung der jeweils geltenden Geheimhaltungsvorschriften im 
Rahmen der jeweiligen Kontrollzuständigkeit über allgemeine Angelegenheiten der 
Kontrolltätigkeit austauschen. Die Berichtspflichten des Unabhängigen Kontrollrates 
bleiben hiervon unberührt. 

(2) Die Rechte des Parlamentarischen Kontrollgremiums zur Kontrolle der 
Bundesregierung im Hinblick auf die Tätigkeit des Bundesnachrichtendienstes bleiben 
durch die Tätigkeit des Unabhängigen Kontrollrates unberührt.  

(3) Der Unabhängige Kontrollrat, die G 10-Kommission und der oder die 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit können sich 
regelmäßig unter Wahrung der jeweils geltenden Geheimhaltungsvorschriften im Rahmen 
ihrer jeweiligen Kontrollzuständigkeit über allgemeine Angelegenheiten ihrer 
Kontrolltätigkeit austauschen. 
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(4) Die Rechte der G 10-Kommission und des oder der Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit zur Kontrolle der Tätigkeit des 
Bundesnachrichtendienstes bleiben durch die Tätigkeit des Unabhängigen Kontrollrates 
unberührt.“ 

2. Nach Artikel 9 wird folgender Artikel 10 eingefügt: 

‚Artikel 10 

Änderung des Kontrollgremiumgesetzes 

Das Kontrollgremiumgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2346), das zuletzt durch Artikel 13b des Gesetzes vom 9. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2053) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 8 Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Das Parlamentarische Kontrollgremium kann die Eingaben der Bundesregierung zur 
Stellungnahme übermitteln. Der Ständige Bevollmächtigte untersucht Eingaben nach 
Satz 1 auf Weisung des Parlamentarischen Kontrollgremiums. Der Name der mitteilenden 
Person darf nicht bekanntgegeben oder übermittelt werden.“ 

2. Folgender § 15 wird angefügt:

„§ 15 

Zusammenwirken 

(1) Das Parlamentarische Kontrollgremium kann sich mit den für die Kontrolle der in 
Absatz 1 genannten Behörden zuständigen Stellen unter Wahrung der jeweils geltenden 
Geheimhaltungsvorschriften im Rahmen ihrer jeweiligen Kontrollzuständigkeit über 
allgemeine Angelegenheiten ihrer Kontrolltätigkeit austauschen. Dabei kann es sich 
insbesondere über Schwerpunkte, Methodik und Ergebnisse der Kontrolltätigkeit 
berichten lassen. 

(2) Die G 10-Kommission, der Unabhängige Kontrollrat und die oder der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit können auf 
Anforderung des Parlamentarischen Kontrollgremiums unter Wahrung der jeweils 
geltenden Geheimhaltungsvorschriften Informationen an das Parlamentarische 
Kontrollgremium weitergeben, soweit diese für eine Untersuchung nach § 5a Absatz 2 
Satz 2 erforderlich sind. Die oder der Ständige Bevollmächtigte koordiniert diesen 
Austausch.

(3) Der Unabhängige Kontrollrat, die G 10-Kommission und die oder der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit berichten dem 
Parlamentarischen Kontrollgremium über Fragen ihrer internationalen Zusammenarbeit 
vor deren Aufnahme.“ ‘

3. Die bisherigen Artikel 10 bis 12 werden die Artikel 11 bis 13.
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